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Bericht

des Landtagspräsidenten gemäß § 28 des Schleswig-

Holsteinischen Abgeordnetengesetzes (SH AbgG) über die An-

gemessenheit der Entschädigung sowie der Aufwandsentschä-

digung der Abgeordneten

I.

Nach § 28 SH AbgG erstattet die Präsidentin oder der Präsident dem Landtag jedes

Jahr (Stand: 31. Mai) einen Bericht über die Angemessenheit der Entschädigung sowie

der Aufwandsentschädigung der Abgeordneten des Schleswig-Holsteinischen Landta-

ges und legt zugleich einen Vorschlag zu deren Anpassung vor. Zur Vorbereitung des

Berichts kann sie oder er die Stellungnahme eines Sachverständigengremiums (Diäten-

Kommission) einholen.

Am 21.07.2000 hat das Bundesverfassungsgericht die Urteile in zwei Streitverfahren,

die die Abgeordnetengesetze der Länder Thüringen (2 BvH 3/91) und Rheinland-Pfalz

(2 BvH 4/91) betrafen, verkündet. In der Entscheidung zum Abgeordnetengesetz des

Landes Thüringen hat das Gericht die Zahl der zulässigerweise mit Zulagen bedachten

Funktionsstellen auf wenige politisch besonders herausgehobene parlamentarische

Funktionen beschränkt und dargelegt, dass zu diesen Funktionen die der Fraktionsvor-



- 2 -

sitzenden, nicht aber die der stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden, der parlamentari-

schen Geschäftsführer und der Ausschussvorsitzenden gehören.

Auch in Schleswig-Holstein werden die einschlägigen rechtlichen Vorschriften auf ihre

Vereinbarkeit mit der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes zu überprüfen und

gegebenenfalls anzupassen sein. Ich schlage daher vor, so bald wie möglich eine Diä-

ten-Kommission mit einer umfassenden Überprüfung des Abgeordnetengesetzes zu

beauftragen.

Im Rahmen dieser Beratungen wird selbstverständlich zu prüfen sein, welche Schlüsse

aus der die Entscheidung tragenden Begründung des Urteils des Bundesverfassungs-

gerichts zur (teilweisen) Verfassungswidrigkeit der Regelungen des Thüringer Abge-

ordnetengesetzes für etwaige Regelungen auf der Ebene des Landesverfassungsrechts

oder für andere Formen der Entschädigung parlamentarischer Funktionen zu ziehen

sind.

Um der Arbeit der Kommission nicht vorzugreifen, beschränke ich mich bei meinen

Vorschlägen auf den unabweisbaren Anpassungsbedarf.

II.

Die Grundentschädigung gemäß § 6 Abs. 1 AbgG stellt das berufliche Einkommen

der Abgeordneten aus ihrer parlamentarischen Tätigkeit dar. Sie hat die Unabhängig-

keit der Abgeordneten zu sichern und muss während der Dauer ihrer Zugehörigkeit zum

Parlament eine ausreichende Existenzgrundlage für sie und ihre Familien sein. Sie

muss der Bedeutung des Amtes unter Berücksichtigung der damit verbundenen Ver-

antwortung und Belastung gerecht werden. Die jetzt ergangene Entscheidung des Bun-

desverfassungsgerichts hat die zentrale Stellung der Grundentschädigung im System

der Abgeordnetenentschädigung bestätigt.

Seit dem 1. Januar 2000 beträgt die Grundentschädigung monatlich 7.570,-- DM. Sie

wird zwölfmal im Jahr gezahlt und ist zu versteuern.
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Zum Ausgleich der Preissteigerungen bei den Lebenshaltungskosten ist eine Anhebung

der Entschädigung um 1,5 %, das sind monatlich gerundet 110,-- DM (113,55 DM), mit-

hin zukünftig monatlich 7.680,-- DM, angemessen. Die Grundlage dafür bilden - ent-

sprechend der Stellungnahme der Diäten-Kommission des Jahres 1994 - die Daten der

Einkommens- und Preisentwicklung des Vorjahreszeitraumes.

Ich schlage somit vor, die Grundentschädigung ab dem 1. Januar 2001 um 1,5 % anzu-

heben, das sind gerundet 110,-- DM, somit zukünftig monatlich 7.680,-- DM.

III.

Die zusätzlichen Entschädigungen für besondere parlamentarische Funktionen ge-

mäß § 6 Abs. 2 AbgG sind als Einkommensbestandteil zu versteuern, werden zwölfmal

im Jahr gezahlt und variieren zurzeit je nach Funktion zwischen 20 % und 125 % eines

Basisbetrages von 7.090,-- DM.

Die im Abgeordnetengesetz des Landes Thüringen geregelten zusätzlichen Entschädi-

gungen für Inhaberinnen und Inhaber besonderer parlamentarischer Funktionen sind in

der unter I. erwähnten Diäten-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts in weiten

Teilen für unzulässig erklärt worden. Das System der Abgeordnetenentschädigung in

Schleswig-Holstein, das ebenfalls im Abgeordnetengesetz die Zahlung zusätzlicher Ent-

schädigungen für besondere parlamentarische Funktionen vorsieht, bedarf daher der

grundlegenden Überarbeitung. Aus Respekt vor der Entscheidung des Bundesverfas-

sungsgerichts schlage ich deshalb vor, den Basisbetrag nicht mehr anzuheben.

IV.

Die steuerfreien Aufwandsentschädigungen gemäß §§ 8 ff. AbgG sind nicht dem

Einkommen der Abgeordneten zuzurechnen. Sie stellen vielmehr den Ausgleich für den

tatsächlich entstandenen, sachlich angemessenen und mit dem Mandat verbundenen

besonderen Aufwand der Abgeordneten dar.
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Die Kostenpauschale gemäß § 9 Abs. 1 AbgG ist eine pauschalierte Erstattung der

allgemeinen Kosten, insbesondere zur Abgeltung der Auslagen für die Betreuung des

Wahlkreises, der Bürokosten, der sächlichen Kosten für Schreibarbeiten, Porto, Tele-

fon, Fachliteratur u.a. sowie sonstiger Auslagen, die sich aus der Stellung der Abgeord-

neten ergeben. Sie beträgt 1.600 DM.

Ihre Höhe wurde 1994 anhand empirischer Daten über den durchschnittlichen tatsächli-

chen Aufwand der Abgeordneten, die die Diäten-Kommission 1994 von den Fraktionen

erhalten hat, festgesetzt. Obwohl inzwischen die allgemeinen Kosten angestiegen sind,

sehe ich davon ab, eine Erhöhung vorzuschlagen.

Die Mitarbeiterkostenerstattung gemäß § 9 Abs. 3 AbgG ermöglicht die Erstattung

der nachgewiesenen Aufwendungen für die Beschäftigung von Mitarbeiterinnen und

Mitarbeitern bis zu einer Höhe von 1.565,-- DM monatlich. Dieser Höchstbetrag ist nach

Ziff. I. 1.3. der Ausführungsbestimmungen zum Schleswig-Holsteinischen Abgeordne-

tengesetz an einen Tariflohn angelehnt. Danach sollten die Abgeordneten die Möglich-

keit haben, eine Mitarbeiterin/einen Mitarbeiter 10 Stunden wöchentlich mit einer Ver-

gütung entsprechend Vergütungsgruppe VI b BAT zu beschäftigen. Eingerechnet wor-

den sind die Zahlung einer allgemeinen Zulage, einer Weihnachtszuwendung und eines

Urlaubsgeldes sowie die Arbeitgeberanteile zur gesetzlichen Sozialversicherung

(Krankenversicherung, Rentenversicherung, Pflegeversicherung).

Bei der Festsetzung des Höchstbetrages ist die Tarifentwicklung nach dem Bundesan-

gestelltentarif zu berücksichtigen. Bei einer Anpassung der Mitarbeiterkostenerstattung

in Anlehnung an die Tarifentwicklung nach dem Bundesangestelltentarifvertrag (April -

Juli je eine Einmalzahlung von 100,-- DM, ab August 2000 Erhöhung um 2%, Laufzeit:

13 Monate, ab September 2001 Erhöhung um 2,2%, Laufzeit: 14 Monate, bis Oktober

2002) und einer angenommenen Erhöhung des Beitrages zur Verwaltungsberufsgenos-

senschaft auf 185,-- DM empfiehlt es sich deshalb, den Höchstbetrag der Mitarbeiter-

kostenerstattung um 80,-- DM anzuheben.
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Ich schlage deshalb vor, den Höchstbetrag des Aufwendungsersatzes für die Beschäfti-

gung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ab dem 1. Januar 2001 um 80,-- DM auf

somit künftig 1.645,-- DM zu erhöhen.

Das Tagegeld (§ 11 Abs. 1 AbgG) wird bei Einzelabrechnung in Höhe von 40,-- DM

gezahlt. Die Höhe des Tagegeldes ist angemessen und kann unverändert bleiben.

Eine Anpassung des Übernachtungsgeldes (§ 12 AbgG) ist nicht erforderlich; es

werden lediglich die nachgewiesenen Kosten erstattet.

Die Fahrkostenerstattung (§ 13 AbgG) sieht zur Abgeltung der Kosten für Fahrten im

Wahlkreis und zu Sitzungen wahlweise die Zahlung einer differenzierten Pauschale oder

die Einzelabrechnung vor. Seit dem 1. Januar 1995 gilt, dass bei Einzelabrechnung

nicht nur ein Aufwendungsersatz für Fahrten mit Pkw erstattet wird, sondern auch die

Kosten für Fahrten mit regelmäßig verkehrenden öffentlichen Beförderungsmitteln. Bei

der Benutzung dieser öffentlichen Verkehrsmittel werden die Kosten der ersten Klasse

erstattet; Fahrpreisermäßigungen sind zu berücksichtigen. Fahrkosten werden nicht

erstattet, wenn das regelmäßig verkehrende öffentliche oder ein anderes Beförde-

rungsmittel unentgeltlich benutzt werden kann; bei der Benutzung anderer Beförde-

rungsmittel wird keine höhere Fahrkostenerstattung gewährt als beim Benutzen eines

regelmäßig verkehrenden öffentlichen Beförderungsmittels.

Die jetzige Regelung kann bis zu der umfassenden Überprüfung des Abgeordnetenge-

setzes bestehen bleiben.

Für Reisen außerhalb Schleswig-Holsteins wird seit dem 1. Januar 1995 im Falle

von Auslandsreisen gemäß § 14 Abs. 2 AbgG nur noch das einfache Tagegeld nach §

11 AbgG gezahlt. Diese Regelung kann unverändert bleiben.
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V.

Bezüglich des Übergangsgeldes und der Altersentschädigung als Leistungen nach

dem Ausscheiden aus dem Landtag schlage ich vor, diese Regelungen zunächst unver-

ändert zu belassen.

VI.

Die haushaltsmäßigen Konsequenzen meiner Vorschläge führen in 2001 für den Land-

tag zu einem Mehr in Höhe von 199.080,-- DM. Einzelheiten sind aus der Anlage zu die-

sem Bericht ersichtlich.

VII.

Nach geltendem Verfassungsrecht hat der Landtag selbst über die Vorschläge zur An-

passung der Entschädigung und der Aufwandsentschädigung zu beschließen. Diese

Entscheidung des Parlaments in eigener Sache ist immer wieder Diskussionsgegens-

tand. Das Bundesverfassungsgericht hat jedoch dieses Verfahren 1975 in seinem Diä-

tenurteil ausdrücklich verlangt:

„In einer parlamentarischen Demokratie lässt es sich nicht vermeiden, dass das Parla-

ment in eigener Sache entscheidet, wenn es um die Festsetzung der Höhe und um die

nähere Ausgestaltung der mit dem Abgeordnetenstatus verbundenen finanziellen Re-

gelungen geht. Gerade in einem solchen Fall verlangt aber das demokratische und

rechtsstaatliche Prinzip (Artikel 20 GG), dass der gesamte Willensbildungsprozess für

den Bürger durchschaubar ist und das Ergebnis vor Augen der Öffentlichkeit beschlos-

sen wird. Denn dies ist die einzige wirksame Kontrolle. Die parlamentarische Demo-

kratie basiert auf dem Vertrauen des Volkes; Vertrauen ohne Transparenz, die erlaubt

zu verfolgen, was politisch geschieht, ist nicht möglich“ (BVerfG 40, 297, 327)

Heinz-Werner Arens
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Anlagen:

Anlage 1 „Übersicht der haushaltsmäßigen Konsequenzen der Vorschläge des

Landtagspräsidenten“

Anlage 2 „Kennziffern zur Einkommens- und Preisentwicklung und Übersicht zur Ent-

wicklung des Volkseinkommens im bisherigen Bundesgebiet“
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L 122                                                                                                               Anlage 1

Haushaltsmäßige Konsequenzen der Vorschläge des Landtagspräsidenten für

die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2001

Entschädigung nach § 6 Abs. 1 SHAbgG

[7.570,00 DM + 1,5 % (gerundet 110,00 DM) = 7.680,00 DM]

2001 (12 Monate)

110,00 DM x 89 Abg. x 12 Mon. = 117.480,00 DM

- 80,00 DM x 4 Abg. x 12 Mon. = 3.840,00 DM

Mehr 113.640,00 DM

Mitarbeiterkostenerstattung nach § 9 Abs. 3 SHAbgG

(1.565,00 DM + 80,00 DM = 1.645,00 DM)

2001 (12 Monate)

89 Abg. x 80,00 DM x 12 Mon. = Mehr 85.440,00 DM

Mehr insgesamt 199.080,00 DM












